
lOlSder Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVII. GP 

Bericht 

des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft 

über den Antrag der Abgeordneten Ing. Dert- . 
ler und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Viehwirtschaftsgesetz 1983 geän­
dert wird (Viehwirtschaftsgesetz-Novelle 

1989) (258/ A) 

Die Abgeordneten Ing. Derfler und Genossen 
haben am 7. Juni ·1989 den gegenständlichen Initia­
tivantrag im Nationalrat eingebracht und wie folgt 
begründet: 

Auf Grund der mit der aktuellen Fassung des 
Viehwirtschaftsgesetzes gewonnenen Erfahrungen 
werden mit dem Initiativantrag folgende Änderun­
gen vorgeschlagen: 

Zu § 1 Abs. 6: 

Bei der Vollziehung dieser Bestimmung ergaben 
sich in letzter Zeit zunehmend Schwierigkeiten 
bezüglich deI; Abgrenzung von zum Schlachten 
bestimmten lebenden Schafen. Um diese Schwierig­
keiten zu beseitigen, sollen alle importierten Schafe 
als zum Schlachten bestimmt gelten. Diese Norm 
scheint deshalb ohne weiteres vertretbar, weil auf 
Grund internationaler Verpflichtungen Österreichs 
im Rahmen des GATf für diese Tiere eine Ein­
fuhrbewilligung zu erteilen ist. 

Zu § 5 Abs. 10: 

Bei der Änderung handelt es sich lediglich um 
eine Richtigstellung eines redaktionellen Fehlers, 
der im Zuge der Viehwirtschaftsgesetz-Novelle 
1988 unterlaufen ist. Damals wurde die beabsich­
tigte Ergänzung des § 5 Abs. 10 unter Art. II Z 5 a 
als Änderung des § 6 Abs. 10 zweiter Satz ange­
führt. Im Zuge der Richtigstellung war es auch not­
wendig, in Art. IV Abs. 2 des vorliegenden Initiativ­
antrages ausdrücklich das Außerkrafttreten der sei­
nerzeitigen Bestimmung anzuordnen. 

Zu § 13 Abs. 3: 

Die aktuelle Marktlage im Bereich der einer 
Bestandesobergrenze unterliegenden Tierarten ließ 

es bislang - abgesehen von Wahrungsfällen -
nicht zu, daß eine Umwandlung bewilligter Tierar­
ten in andere Tierarten positiv erledigt wird. Da 
eine gewisse Flexibilität für die Tierproduktion 
unbedingt erforderlich ist, soll eine Umwandlungs­
möglichkeit von bewilligten Tierbeständen geschaf­
fen werden. 

Der vorliegende Initiativa~trag ermöglicht eine 
solche Umwandlung, wenn der Inhaber der Tier­
halturtgsbewilligung auf mindestens 50% des den 
bewilligungsfreien Bestand von 100% übersteigen­
den Bestandes (sog. Überbestand) verzichtet. Die­
ser freiwillige Verzicht auf einen Teil des bewillig­
ten Tierbestandes wird gesamtösterreichisch zu 
einer Entlastung im Bereich der Tierhaltung Jüh- . 
ren. 

Auf Grund der besonders schwierigen Marktsi­
tuation im Schweinebereich soll jede Umwandlung 
innerhalb der Tierarten des Schweinebereiches 
sowie Umwandlungen in solche Tierarten weiter­
hin nicht möglich sein. 

Zu § 13 Abs. 16: 

Ergänzend zur Übermittlungspflicht von 
Bescheiden der Landeshauptmänner im Zuge der 
Wahrungsverfahren nach den Viehwirtschaftsge­
setz-Novellen 1987 und 1988 wird nunmehr auch 
eine Übermittlungsverpflichtung der von den 
Bezirksverwaltungsbehörden zu erlassenden 
Bescheide normiert. Damit soll sichergestellt wer­
den, daß alle relevanten Daten·den mit der Vollzie­
hung des § 13 des Viehwirtschaftsgesetzes betrau­
ten Behörden zur Verfügung stehen. 

Zu § 13 g: 

Um einen möglichst großen Vertrauensschutz 
für die anläßlich der Kontrolle gewonnenen Daten 
zu gewährleisten, sollen diese Daten ausschließlich 
für Vollziehungszwecke des Viehwinschaftsgeset­
zes verwendet werden dürfen. 
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Zu Art.lII: 

Auf Grund pralnisch~r Erf~hrunge~ wird eine 
Ausdehnung der Zusammenrechnungsmöglichkeit 
von Viehbeständen in den in § 13 Abs. 5 Viehwirt­
schaftsgesetz genannten Fällen rückwirkend ab 
Inkrafttreten der Vieh wirtschafts gesetz-Novelle 
1987 vorgesehen. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft hat 
den im Initiativantrag en'thaltenen Gesetzentwurf 
in seiner Sitzung am 20. Juni 1989 in Verhandlung 
genommen, 

In der Debatte, an der sich die Abgeordneten 
Dipl.-Ing. Kai s e r, Helmuth Wo I f, W abi, 
Hin t e r m a y e r, Aue rund Sc h war z bö c k 
sowie der Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing, Dr. Fis chi er beteiligten, 
wurde von den Abgeordneten Dipl.-Ing. Kai s e r 
und Helmuth Wo I f ein umfassender Abände­
rungsantrag zum gegenständlichen Initiativantrag 
eingebracht. 

Bei der Abstimmung wurde der gegenständliche 
Initiativantrag unter Berücksichtigung des obge­
nannten Abänderungsantrages mit Stimmen mehr­

. heit angenommen. 

Außerdem beschloß der Ausschuß für Land- und 
Forstwirtschaft mit Stimmenmehrheit folgende 
zwei Ausschußfeststellungen zum angeschlossenen 
Gesetzentwurf: 

Zu Art. 11 Z 2 (§ 6 Abs. 2): 

Der Ausschuß geht davon aus, daß die Möglich­
keiten der Zusammenfassung der Exporte zu besse-

Leikam 

Berichterstatter 

. ren Export~rlösen.führt, Dadurch können Export~ 
förderungsmittel eingespart werden. . Öster­
reichische Exporteure können sich dadurch selbst 
an ausländischen ImportausschreibUngen, die an 
gewisse Mindestmengen gebunden sind, beteiligen 
und müssen nicht als Zulieferer auftreten, Auf­
grund der Struktur des Exporthandels ist die 
Gefahr einer Monopolisierung in keiner Weise 
gegeben; umso mehr als der Exportanspruch beim 
Zulieferer bleibt. Gleichzeitig geht d~r Ausschuß 
davon aus, daß daraus Einsparungen bei der 
Exportförderung resultieren, ' 

Zu Art. 11 Z 3 (§ 13 Abs. 3 Z 2): 

Zu § 13 Abs. 3 Z 2 stellt deI' Ausschuß fest,daß 
die diesbezüglichen Erläuterungen im Initiativan­
trag Nr. 2581 A dahingehend richtigzustellen sind, 
daß sehr wohl eine Umwandlungsbewilligung von 
Überbeständen innerhalb der vom Viehwirtschafts­
gesetz umfaßten Tierarten des Schweinebereiches 
zulässig ist. Dabei ist gleichfalls eine 50%ige 
Reduktion der Überbestände Voraussetzung für 
eine Bewilligungserteilung. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft somit den 
A n t rag, der Nationalrat wolle' dem a n g e -
s chi 0 s sen enG e set zen t w u r f die verfas­
sungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 1989 06 20 

Ing. Derfler 

Obmann 
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Bundesgesetz vom xxxxx, mit dem das 
Viehwirtschaftsgesetz 1983 geändert wird 

(Viehwirtschaftsgesetz-Novelle 1989) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 
(Verfassungsbestimmung) 

(1) Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif­
ten, wie sie in den Artikeln II und III des vorliegen­
den Bundesgesetzes enthalten sind, sowie deren 
Vollziehung sind bis zum Ablauf des 30. Juni 1992 
auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich 
derer das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung 
von 1929 etwas anderes vorsieht. Die in diesen 
Vorschriften geregelten Angelegenheiten können 
unmittelbar von Bundesbehörden versehen werden. 

(2) Dieser Artikel tritt mit 1. Juli 1989 in Kraft. 

(3) Mit der Vollziehung dieses Artikels ist die 
Bundesregierung betraut. 

Artikel 11 

Das Viehwirtschaftsgesetz 1983, BGBI. NI. 621, 
zuletzt geändert durch die Viehwirtschaftsgesetz­
Novelle 1988, BGBl. Nr. 332, wird wie folgt geän- . 
dert: 

1. § 5 Abs. 10 lautet: 

,,( 1 0) Die Einfuhrbewilligung bildet anläßlich 
der zollamtlichen Abfertigung eine erforderliche 
Unterlage zur Anmeldung im Sinne der zollgesetz­
lichen V orschiiften. Sie darf vom Zollamt der 
Abfertigung nur dann zugrunde· gelegt werden, 
wenn derjenige, an den sie ergangen ist, Empfänger 
im Sinn der zollgesetzlichen Vorschriften ist, und 
eine allfällige Auflage hinsichtlich des Ortes der 
zollamtlichen Abfertigung zum freien Verkehr ein­
gehalten ist." 

2. § 6 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Wenn es im Interesse der Aufrechterhaltung 
von Absatzmöglichkeiten auf den Auslandsmärkten 
liegt, ist die zur Ausfuhr vorgesehene Gesamt­
menge auf die Exporteure der bewilligungspflichti­
gen Waren in einer Weise aufzuteilen, daß diesem 
Interesse unter Bedachtnahme auf die Produktionsc 

und Marktverhältnisse in den einzelnen Bundeslän­
dern bestmöglich Rechnung getragen erscheint. Bei 
der Aufteilung ist insbesondere auf die bisherigen 
Exportleistungen, auf die Marktbelieferung und 
auf die erbrachten Leistungen für die Absatzsiche­
rung iin Inland Bedacht zu nehmen. Antragsteller, 
die bislang keine Exportleistungen erbrachten, 
jedoch die übrigen Voraussetzungen für die Auftei­
lung erfüllen, dürfen vom Verfahren nicht ausge­
schlossen werden. Erfüllt ein Exporteur diese V or­
aussetzungen nicht selbst, erwirbt er jedoch die zu 
exportierenden Waren von Personen, die diese 
Voraussetzungen erfüllen; so kann die Kommission 
diesem Exporteur die Bewilligung erteilen; der 
Erwerb dieser Waren ist durch den Exporteur der 
Kommission nachzuweisen. Solche Exporte gelten 
m~r für die die Voraussetzungen erfüllenden Ver­
äußerer, nicht jedoch für den Erwerber (Exporteur) 
als Exportleistung." 

3. § 13 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Für das Halten größere~ Tierbestände als 
nach Abs. 1 ist eine Bewilligung des Bundesmini­
sters für Larid- und Forstwirtschaft erforderlich. 
Die Bewilligung hat sich auf bestimmte Tierarten 
mit der Wirkung zu beschränken, daß keine gegen­
seitige Aufrechnung mehrerer bewilligter Tierarten 
zulässig ist und das Halten auch anderer in Abs. 1 
genannter Tiere durch denselben Betriebsinhaber 
- ausgenommen Bestände bis zu 2 vH der aus 
Abs. 1 sich ergebenden Größen - nicht zulässig 
ist. Eine Bewilligung ist zu erteilen, wenn 

1. dadurch die Erhaltung einer bäuerlichen Ver­
edelungsproduktion nicht gefährdet wird und 
stabile Verhältnisse auf den betroffenen 
Märkten gewährleistet erscheinen. Vor Ertei­
lung einer Bewilligung nach dieser Bestim­
mung ist die Stellungnahme der zuständigen 
Landes-Landwirtschaftskammer einzuholen. 
Soll sich die Bewilligung auf die Haltung von 
Schweinen, Mastkälbern, Kühen oder männli­
chen Mastrindern beziehen, ist auch eine Stel­
lungnahme der Kommission, soll sie sich auf 
die Haltung von Geflügel beziehen, ist auch 
eine des Beirates gemäß § 9 des Geflügelwirt­
schaftsgesetzes 1988, BGBI. NI. 579/1987, in 
der jeweils geltenden Fassung, einzuholen; 
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2. der Inhaber einer Bewilligung die Haltung 
anderer als der in der Bewilligung genannten 
Tierarten oder eine andere zahlenmäßige 
Zusammensetzung der bewilligten Tierarten 
beantragt (Umwandlung) und dadurch keine 
Vermehrung der bewilligten Bestände von 
Mastschweinen oder Zuchtsauen zu Lasten 
anderer Tierarten erfolgt; Umwandlungen 
bewilligter Bestände von Mastschweinen in 
Zuchtsauen oder umgekehrt sind jedoch 
zulässig; ferner ist eine Bewilligung in diesen 
Fällen nur dann zu erteilen, wenn im 
Umwandlungsantrag auf mindestens 50% des 
den Gesamtbestand von 100% übersteigenden 
bewilligten Bestandes (Überbestand) insge­
samt verzichtet wird; ist der Inhaber einer 
Bewilligung nicht gleichzeitig Eigentümer des 
von einer Umwandlung betroffenen Betriebes, 
ist eine Bewilligung ferner nur dann zu ertei­
len, wenn sämtliche Eigentümer dieses Betrie­
bes der beantragten Umwandlung schriftlich 
zugestimmt haben." 

4. Nach § 13 Abs. 15 ist folgender Abs. 16 anzu­
fügen: 

,,(16) Die Bezirksverwaltungsbehärden haben 
dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 
und dem Landeshauptmann je eine Ausfertigung 
der gemäß Abs. 4 und 5 sowie Abs. 10 bis 12 erlas­
senen Erledigungen zu übermitteln. Dies gilt sinn­
gemäß für Entscheidungen des Landeshaupt-
manns. " 

5. § 13 g lautet: 

. ,,§ 13 g. Alle Daten, die in Vollziehung der §§ 13 
bis 13 f sowie der §§ 13 hund 13 i ermittelt werden, 
einschließlich der von Inhabern iierhaltender 
Betriebe zu führenden Aufzeichnungen, dürfen nur 
zur Wahrnehmung der auf Grund dieses Bundesge­
setzes - durchzuführenden behördlichen Aufgaben 
herangezogen werden." 

Artikel III 

§ 13 Abs. 5 des Viehwirtschaftsgesetzes 1983 in 
der Fassung der Viehwirtschaftsgesetz-Novelle 
1988, BGBI. Nr. 332, ist auch auf jene Fälle anzu­
wenden in denen eine Verehelichung in der Zeit 
zwische~ dem 24. Juli 1987 und dem 30. Juni 1988 
erfolgte. Diesbezügliche Anträge' sind bis 
31. Dezember 1989 bei der zuständigen Bezirksver­
waltungsbehärde einzubringen. 

Artikel IV 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1989 in 
Kraft. . 

(2) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes tritt Art. II Z 5 ader Viehwirt­
schaftsgesetz-Novelle 1988, BGBI. Nr. 332, außer 
Kraft. 

(3) Mit der Vollziehung des Art. In dieses Bun­
desgesetzes ist der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft betraut. 
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